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	 Wow!	100	Prozent	für	Martin	Schulz	als	
neuem	Vorsitzenden	der	SPD	–	das	ist	ein	tolles	
Signal	für	den	bevorstehenden	Bundestags-
wahlkampf.	Selten	habe	ich	unsere	Partei	so	
geschlossen	und	hellwach	erlebt.		
	 Martin	Schulz	hat	auf	dem	Bundesparteitag	
eine	herausragende	Rede	gehalten.	Im	Mittel-
punkt	stand	der	Respekt	vor	jedem	einzelnen	
Menschen.	Mit	seiner	tiefen	Überzeugung,	
dass	es	uns	nur	in	einem	geeinten	Europa	
dauerhaft	gutgehen	kann,	gibt	er	Orientierung	
über	den	Tag	hinaus.	Ebenso	mit	seiner	klaren	
Haltung	gegen	alle,	die	unsere	Gesellschaft	
spalten	wollen.	
	 Die	politischen	Gegner	von	der	Union	und	
auch	einige	mediale	Berufsnörgler,	die	jetzt	
behaupten,	Martin	Schulz	sei	unkonkret	
geblieben,	liegen	falsch.	Über	Haltung	und	
Werte	zu	reden	ist	nicht	unkonkret,	sondern	
die	Basis	einer	soliden	Politik.
Diese	Nörgler	haben	offensichtlich	auch	nicht	
richtig	hingehört.	Mit	dem	Thema	gebüh-
renfreie	Bildung	von	der	Kita	bis	zur	Uni	hat	
Martin	Schulz	eine	Botschaft	gesetzt,	die	von	
zentraler	Bedeutung	für	mehr	Bildungsgerech-
tigkeit	in	Deutschland	ist.	Die	Abhängigkeit	
des	Bildungserfolgs	von	der	Herkunft	ist	eine	
Schande	für	unser	Land,	und	es	wird	Zeit,	das	
zu	ändern.
Schon	vor	dem	Parteitag	haben	Martin	Schulz	
und	Andrea	Nahles	mit	dem	Vorschlag	für	die	
Qualifizierung	von	Arbeitslosen	und	der	länge-
ren	Bezugsdauer	des	Arbeitslosengelds	einen	
Pflock	eingeschlagen.	
	 Deutschland	redet	über	die	Vorschläge	der	
SPD.	Die	Union	ist	hingegen	inhaltlich	ein	
Totalausfall.	Da	bleibt	nur	kleinkarierte	Mäkelei.
	 Auch	die	hessische	SPD	hatte	in	den	ver-
gangenen	Wochen	viel	Grund	zur	Freude:	
Mit	Christian	Geselle	als	neuem	Kasseler	Ober-
bürgermeister	und	mit	Thorsten	Stolz	als	neu-
em	Landrat	im	Main-Kinzig-Kreis	haben	zwei	
unserer	Kandidaten	schon	im	ersten	Wahlgang	
jeweils	fünf	Mitbewerber	geschlagen.	Im	
Rheingau-Taunus-Kreis	hat	Frank	Kilian	als	
von	SPD	und	Grünen	unterstützter	parteiloser	
Kandidat	ebenfalls	ein	hervorragendes	Ergeb-
nis	erzielt.	Ein	Wermutstropfen	ist	der	Ausgang	
der	OB-Wahl	in	Darmstadt.	Aber	die	Verhält-
nisse	sind	und	bleiben	eindeutig:	Die	SPD	stellt	
acht	von	zwölf	hessischen	Oberbürgermeis-
tern,	die	CDU	drei	und	die	Grünen	einen.	Auch	
das	lässt	uns	zuversichtlich	auf	die	nächsten	
Wahlen	schauen.

Thorsten Schäfer-Gümbel
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ZEiT füR gEREcHTigkEiT
Thorsten Schäfer-Gümbel, 
SPD-Landes- und Fraktions-
vorsitzender

Hessen	der	entscheidende	Parteitag	noch	
an.	 Auf	 dem	 außerordentlichen	 Parteitag	
im	April	steht	die	Aufstellung	der	Landes-
liste	 für	 die	 Bundestagswahl	 durch	 die	
Vertreterversammlung	 im	 Vordergrund.	
Unter	 dem	 Motto	 „Zeit	 für	 Gerechtig-
keit“	werden	damit	am	22.	April	 in	Kassel	
die	 wichtigsten	Weichen	 für	 die	Wahl	 im	
Herbst	gestellt.	Inhaltlich	stehen	mit	dem	
Leitantrag	die	Themen	kostenfreie	Bildung	
und	Betreuung	sowie	Entlastung	der	Kom-
munen	 im	 Mittelpunkt.	Weitere	 wichtige	
Punkte	sind	die	Rede	des	Landesvorsitzen-
den,	Thorsten	Schäfer-Gümbel,	und	die	Be-
ratung	über	Anträge.	n

In	 wenigen	 Monaten	 wird	 der	 Deut-
sche	 Bundestag	 neu	 gewählt.	 Nicht	
nur	 die	 jüngsten	 Umfragen,	 sondern	

auch	 die	 allgemeine	 Stimmung	 im	 Land	
stärken	 Mut,	 Zuversicht	 und	 Selbstbe-
wusstsein	 der	 SPD.	 In	 einer	Welt,	 die	 sich	
schnell	 verändert,	 muss	 die	 Gesellschaft	
zusammenhalten.	Für	die	SPD	ist	klar:	Da-
für	 muss	 es	 gerecht	 zugehen.	 Um	 diese	
Ziele	 zu	 erreichen,	 braucht	 Deutschland	
eine	starke	SPD	und	einen	Sozialdemokra-
ten	 im	Kanzleramt.	Während	die	Bundes-
SPD	 ihren	 Spitzenkandidaten	 und	 neuen	
Vorsitzenden	 erst	 vor	 wenigen	 Tagen	
aufgestellt	und	neu	gewählt	hat,	steht	in	
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Der außerordentliche Landesparteitag und die Vertreterversammlung finden am 22. April 
in Kassel statt.

AuSSERoRdENTlicHER lANdESpARTEiTAg iM ApRil



Es gibt folgende Programmarbeitsgruppen:

A. Familie, Soziales und Integration: Anita Schneider und Gerhard Merz
B.  Frauen und Geschlechtergerechtigkeit: Lisa Gnadl und Lara Kannappel
C.  Haushalt und Finanzen: Kirsten Fründt und Norbert Schmitt
D. Innenpolitik und Sicherheit: Nancy Faeser und Günter Rudolph
E.  Justiz: Heike Hofmann und Jürgen Gasper
F.  Kommunal- und Regionalpolitik: Gisela Stang und Manfred Schaub
G. Neue Energie: Melanie Haubrich und Timon Gremmels
H. Schule: Christine Tromsdorf und Christoph Degen
I.   Wirtschaft, Arbeit und Mobilität: Dagmar Schmidt, Sören Bartol und

Anregungen	für	
das	Hessen	von	
morgen	erwünscht!
Du	hast	Fragen	
oder	Anregungen	
zum	nächsten	
Landtagswahl-
programm?	
Schreib	sie	uns:
programmkommission@hessenspd.de 

      Tobias Eckert
J.   Wissenschaft und Kunst: Gernot Grumbach und Dr. Daniela Sommer
K.  Umwelt, Verbraucherschutz und Nachhaltigkeit: Angelika Löber und   
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Viele Jahre war er Bürgermeister von 
Gelnhausen, jetzt ist er neuer Landrat im 
Main-Kinzig-Kreis: Thorsten Stolz.

Christian Geselle: Der neue Oberbürger-
meister von Kassel, Christian Geselle, zu 
Gast in der hessischen Landtagsfraktion.

Geselle	mit	sagenhaften	56,6	Prozent	die	
Oberbürgermeisterwahl	 Anfang	 März	
in	 Kassel	 für	 sich	 entscheiden.	Thorsten	
Stolz,	 neuer	 Landrat	 des	 Main-Kinzig-
Kreises,	 erreichte	 aus	 dem	 Stand	 57,9	
Prozent.	 Viele	 weitere	 Wahlen	 vor	 Ort	
konnten	 SPD-Kandidaten	 für	 sich	 ent-
scheiden.	 Unter	 anderem	 wurde	 Heiko	
Manz	mit	75,5	Prozent	neuer	Bürgermeis-
ter	 von	 Jesberg.	 Daniel	 Tybussek	 wurde	
mit	 über	 70	 Prozent	 als	 Bürgermeister	
von	Mühlheim	am	Main	wiedergewählt.	
Der	Trend	geht	weiter	nach	oben	und	die	
Zeichen	stehen	auf	Rot.	Es	ist	Zeit	für	Ge-
rechtigkeit.		n

N eben	 der	 Bundestagswahl	 wird	
auch	die	nächste	Landtagswahl	
in	 der	 hessischen	 SPD	 schon	

jetzt	 intensiv	 vorbereitet:	 Die	 Große	
Programmkommission	 der	 SPD	 Hessen	
nahm	am	9.	März	ihre	Arbeit	auf.	Sie	rief	
elf	Arbeitsgruppen	in	Leben,	die	einzelne	
Themenfelder	bearbeiten	werden.		 	
	 Erste	 Eckpunkte	 zum	 Programm	 soll	
der	 Landesparteitag	 am	 25.	 November	
2017	beschließen.	Einen	fertigen	Entwurf	
für	das	Wahlprogramm	wird	es	zum	Hes-
sengipfel	 im	Februar	2018	geben.	Dieser	
Entwurf	 soll	 dann	 in	 Fachforen	 und	 bei	
mehreren	Mitmachtagen	in	ganz	Hessen	
mit	Expertinnen	und	Experten	und	allen	
hessischen	 SPD-Mitgliedern	 diskutiert	
werden.	Danach	werden	im	Frühjahr	die	
Gliederungen	der	hessischen	SPD	–	vom	
Ortsverein	bis	zur	Bezirksarbeitsgemein-
schaft	 –	 einen	 Monat	 Zeit	 haben,	 kon-
krete	 Anträge	 zu	 Änderungen	 am	 Pro-		
grammentwurf	 zu	 stellen.	 Auch	 über	
diesen	 Weg	 kann	 jedes	 SPD-Mitglied	
seine	Vorschläge	einbringen	und	zur	Ab-
stimmung	stellen.		Beschlossen	wird	das	
Wahlprogramm	 vom	 Landesparteitag	
am	9.	Juni	2018	in	Wiesbaden.		n

A uf	 Bundesebene	 erlebt	 die	 SPD	
seit	Anfang	des	Jahres	Umfrage-
hoch	 nach	 Umfragehoch.	 Aber	

auch	 auf	 kommunaler	 Ebene	 läuft	 es	
mehr	 als	 zufriedenstellend:	 Seit	 Januar	
2017	sind	mehr	als	1.500	hessische	Neu-
mitglieder	in	die	SPD	eingetreten	und	es	
wurden	 11	 von	 insgesamt	 18	 Direktwah-
len	 mit	 SPD-Kandidaten	 gewonnen.	 Das	
zeigt	 nicht	 nur,	 wie	 positiv	 die	 SPD	 bei	
der	 Bevölkerung	 aktuell	 ankommt,	 son-
dern	vor	allem,	dass	sich	der	engagierte	
Einsatz	der	hessischen	Genossinnen	und	
Genossen	 für	 mehr	 Gerechtigkeit	 aus-
zahlt.	 So	 konnte	 zum	 Beispiel	 Christian	

Breite Beteiligung: ein MitMach-PrograMM
für die landtagswahl 2018
PrograMMkoMMission für die landtagswahl 2018 niMMt ihre arBeit auf

sPd auch koMMunal auf 
erfolgskurs 11 gewonnene direktwahlen seit deM 01.01.2017
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23.04.2017:

Georg Einhaus 

möchte neuer 

Landrat im 

Main-Taunus-

Kreis werden.

07.05.2017:

Petra Werner 

möchte neue 

Bürgermeisterin 

von Bad Karls-

hafen werden.

07.05.2017:

Axel Bertrand 

möchte Bürger-

meister von 

Bad Nauheim 

werden.

21.05.2017:

Philipp Thoma 

möchte neuer 

Bürgermeister 

von Fischbach-

tal werden.

diREkTwAHlEN 
iN HESSEN

Klaus Wiegandt
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Jahrzehntelang	hat	sich	Hans	Eichel	für	
Freiheit,	 Gerechtigkeit	 und	 Solidarität	
engagiert,	 sich	 in	 hohen	 Staats-	 und	

Parteiämtern	 für	 die	 Bürgerinnen	 und	
Bürger	 eingesetzt.	 Insbesondere	 in	 der	
Umweltpolitik	 nahm	 er	 eine	 bedeutende	
Vorreiterrolle	 ein.	 Als	 hessischer	 Minister-
präsident	 stand	 er	 für	 die	Verwirklichung	
der	 Demokratie	 und	 auf	 Bundesebene	
stieß	er	eine	umfassende	Steuerreform	an.	
Dementsprechend	lang	war	die	Gästeliste	
für	 den	 Geburtstagsempfang	 zu	 seinem																				
75.	 Geburtstag	 in	 Kassel.	 Als	 besonderer	
Gast	 konnte	 außerdem	 Comedian	 Karl	
Garff	gewonnen	werden.		n

gEbuRTSTAgS-
EMpfANg 
füR HANS EicHEl



Martin	 Schulz	 gehört	 momen-
tan	 zu	 den	 wohl	 beliebtes-
ten	 Politikern	 Deutschlands.	

Es	 gibt	 Schulz-Memes,	 -Hashtags	 und	
-Give-aways.	Er	selbst	 ist	viel	unterwegs	
im	 Land	 –	 plant	 einen	 Langstreckenlauf.	
Martin	Schulz	hat	bereits	in	den	vergan-
genen	 Wochen	 seine	 Versprechen	 wahr	
gemacht	 und	 vielerorts	 haltgemacht.	
Ihm	 ist	 es	 vor	 allem	 wichtig,	 mit	 den	
Menschen	ins	Gespräch	zu	kommen	und	
darüber	 zu	 sprechen,	 wie	 die	 Gerechtig-
keitslücken	 in	 Deutschland	 geschlossen	
werden	können.
	 Am	9.	Juni	kommt	der	Parteivorsitzen-
de	 und	 Spitzenkandidat	 nach	 Hessen.	
Die	Veranstaltung	beginnt	um	19	Uhr	 in	
Offenbach	am	Main.	Genauere	Infos	zum	
Ablauf	 und	 dem	 Ort	 der	 Veranstaltung	
finden	sich	in	Kürze	auf spd-hessen.de.	n

P olitik	 ist	 dann	 gut,	 wenn	 alle	 sich	
einbringen“,	 so	 der	 Grundsatz	 des	
hessischen	 Mentoring-Programms	

für	 Frauen.	 Die	 SPD	 ist	 eine	 bunte,	 offene	
und	 lebendige	 Partei	 mit	 vielen	 unter-
schiedlichen	Persönlichkeiten,	die	die	Wer-
te	 und	 die	 Haltung	 der	 Sozialdemokratie	
vermitteln.	
			Qualifizierung	ist	dabei	eine	wichtige,	wenn	
nicht	sogar	zentrale	Aufgabe,	um	Wahlen	vor	
Ort,	aber	auch	auf	der	Landes-	oder	Bundes-
ebene	 zu	 gewinnen.	 Seit	 dem	 letzten	 Jahr	
hat	es	sich	die	Landespartei	zur	Aufgabe	ge-
macht,	insbesondere	Frauen	durch	ein	Men-
toring-Programm	 zu	 fördern.	 Immer	 noch	
sind	Frauen	leider	nicht	im	gleichen	Maß	in	
der	Partei	aktiv,	wie	Männer	Die	Aufgabe	ist	
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poliTik bRAucHT fRAuEN 
Mentoring-PrograMM 2017

NAcHHAlTigE MobiliTäTSkulTuR 
iN HESSEN gESTAlTEN

W ir	 sind	 täglich	 unterwegs	 –	
zur	 Arbeit,	 zur	 Schule	 oder	
zur	 Universität,	 zum	 Ein-

kaufen	 oder	 um	 Freunde	 und	 Familie	 zu	
treffen.	Doch	vielerorts	besteht	noch	 im-
mer	 keine	 echte	 Alternative	 zum	 Auto.	
Das	 ist	 einer	 der	 Gründe,	 warum	 Perso-
nen-	und	auch	Wirtschaftsverkehr	in	den	
letzten	 Jahrzehnten	 stark	 angewachsen	
sind.	Die	Verkehrspolitik	der	vergangenen	
Jahrzehnte	ich	nicht	mehr	zukunftsfähig.	
Notwendig	ist	eine	neue,	integrierte	Mo-

nach	 den	 Handlungsnotwendigkeiten	 für	
Kommunen,	 Regionen,	 Land	 und	 Bund.	
Begleitet	 wurde	 die	 Publikation	 von	 einer	
Reihe	 öffentlicher	 Diskussionsveranstal-
tungen,	 die	 im	 März	 u.	 a.	 mit	 Thorsten	
Schäfer-Gümbel,	 dem	 stellvertretenden	
SPD-Vorsitzenden	 und	 hessischen	 Lan-
desvorsitzenden,	 stattfanden.	 Die	 Studie	
kann	 online	 unter	 www.fes.de/hessen	
abgerufen	oder	per	Mail	an	landesbuero.
hessen@fes.de	 als	 Printversion	 bestellt	
werden.		n

Bei der Diskussionsveranstaltung in Frankfurt (v.l.n.r): Thorsten 
Schäfer-Gümbel, Moderator R. Warschauer, K. Götz, J. Deffner, H. 
Holzapfel.
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Dieter 

Lengemann, 

Bürgermeister 

von Fuldabrück

Christian 

Geselle, 

Oberbürger-

meister von 

Kassel

Thorsten Stolz, 

Landrat im 

Main-Kinzig-

Kreis

Heiko Manz, 

Bürgermeister 

von Jesberg

Daniel 

Tybussek, 

Bürgermeister 

von Mühlheim

Peter Gefeller, 

Bürgermeister 

von Staufenberg

wiR 
gRATuliEREN

Stephan	 Soykan	 ist	 Künstler	 und	
malt	mit	Vorliebe	SPD-Größen.	Der	
Sozialdemokrat	ist	in	der	Türkei	ge-

boren	und	1979	nach	Europa	ausgewan-
dert.	 „Besonders	 beeindruckt	 hat	 mich	
Willy	 Brandt.	 Natürlich	 vor	 allem	 sein	
legendärer	Ausspruch:	‚Mehr	Demokratie	
wagen‘	“,	 erklärt	 Soykan.	 Erst	 später	 be-
gann	 der	 IT-Spezialist,	 seine	 Bilder	 auch	
öffentlich	 auszustellen,	 unter	 anderem	
in	Eriwan,	Bat	Yam	und	Rüsselsheim.	Nun	
will	er	drei	seiner	Bilder	von	Willy	Brandt	
versteigern.	 Der	 Erlös	 soll	 dem	 SPD-
Landesverband	 Hessen	 zugutekommen.			
Unter	www.spd-hessen.de/Versteigerung 
können	Informationen	und	Abbildungen	
der	Kunstwerke	eingesehen	werden.
	 Gebote	 können	 mit	 Angabe	 von	 Bild-
nummer,	 Betrag	 und	 Kontaktdaten	 bis	
einschließlich	 15.	 Mai	 2017	 per	 E-Mail	 an	
den	Landesverband	geschickt	werden:	
landesverband.hessen@spd.de.		n

MARTiN ScHulZ 
iN HESSEN

vERSTEigERuNg Zu-    
guNSTEN dER Spd HESSEN

deshalb	klar:	Frauen	stark	machen,	sie	quali-
fizieren	und	vernetzen.
	 	 	 	 	 	Die	Organisatorinnen	des	Mentoring-
Programms,	 Bürgermeisterin	 und	 stellver-
tretende	 Landesvorsitzende	 Gisela	 Stang,	
Bundestagskandidatin	Dr.	 Ilja-	Kristin	See-
wald	und	Landtagsabgeordnete	Lisa	Gnadl,	
freuen	sich	auf	Bewerbungen	von	Frauen,	
die	auf	 ihrem	Weg	begleitet	und	gestärkt	
werden	 wollen.	 Das	 Programm	 geht	 über	
zwei	 Jahre	und	umfasst	Fort-	und	Weiter-
bildung,	eine	Berlinfahrt,	mögliche	Praktika	
im	Land-	oder	Bundestag	oder	auch	im	kom-
munalen	Bereich.	Bewerbungen	können	bis	
zum	30.	April	2017	unter			
landesverband.hessen@spd.de																													
eingereicht	werden.		n

Kommende Ausstellung von 
Stephan Soykan:
23. April bis 12. Mai 2017
im Foyer des Rathauses
Chinonplatz 2
65719 Hofheim am Taunus

bilitäts-	und	Siedlungs-
politik.	
	 Ansätze	 hierzu	 wer-
den	 in	 der	 Studie	
„Nachhaltige	 Mobili-
tätskultur	 in	 Hessen	
gestalten 	 –	 Konzept	
für	 eine	 Mobilitäts-
strategie“	 der	 Fried-
rich-Eber t-Stiftung	
aufgezeigt.	 Kernfrage	
der	 Publikation	 ist	 die	
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MANgElNdE 
TRANSpARENZ
Laut eines Rankings 
des Vereins „Mehr 
Demokratie e. V.“  hat 
die schwarz-grüne 
Landesregierung beim 
Thema Transparenz in 
der Verwaltung einen 
erheblichen Nachhol-
bedarf. Hessen nimmt 
bei einem Ranking 
der Bundesländer den 
letzten Platz ein, da 
bislang kein Informa-
tionsfreiheits- bezie-
hungsweise Transpa-
renzgesetz  existiert. 
Der Parlamentarische 
Geschäftsführer der 
SPD-Fraktion im Hes-
sischen Landtag, 
Günter Rudolph, hat 
diesen Umstand kriti-
siert und sagte dazu: 
„Hessen hinkt beim 
Thema Transparenz 
in der Verwaltung 
weiterhin hinterher. 
Die SPD hat die Landes-
regierung wiederholt 
aufgefordert, endlich 
ein entsprechendes 
Gesetz vorzulegen, 
das Transparenz und 
Informationsfreiheit 
gewährleistet. Im Sep-
tember 2015 haben wir 
selbst einen Gesetzes-
entwurf für ein hes-
sisches Transparenz-
gesetz in den Landtag 
eingebracht und zur 
Abstimmung gestellt. 
Leider hat die schwarz-
grüne Koalition unse-
ren Gesetzesentwurf 
abgelehnt.“  n

              günter Rudolph, Mdl
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beit	in	Hessen	zu	verlieren	sei	schon	eine	
ganz	 spezielle	 Leistung	 von	 Innenminis-
ter	Beuth.	„Aber	was	soll	er	auch	sagen?	
Schließlich	 haben	 die	 CDU-geführten	
Landesregierungen	seit	2001	über	 1.000	
Stellen	 bei	 der	 hessischen	 Polizei	 ge-
strichen.	 Sie	 haben	 die	 Beamtinnen	
und	 Beamten	 mit	 einer	 Nullrunde	 und	
Einprozenterhöhungen	 der	 Besoldung	
seit	 nunmehr	 drei	 Jahren	 von	 der	 allge-
meinen	 Entwicklung	 der	 Einkommen	
abgekoppelt.	 Sie	 haben	 die	 42-Stunden-
Woche	 eingeführt,	 das	 Weihnachtsgeld	
gekürzt	und	das	Urlaubsgeld	gestrichen“,	

Z u	 Beginn	 jeden	 Jahres	 erfolgt	 die	
Präsentation	 der	 Kriminalitätssta-
tistik	für	das	vorangegangene	Jahr	

mit	 anschließender	 Debatte	 im	 Hessi-
schen	Landtag.	In	der	diesjährigen	Debat-
te	 stellte	 die	 innenpolitische	 Sprecherin	
der	 SPD-Landtagsfraktion,	 Nancy	 Faeser,	
klar,	dass	die	gute	Statistik	nicht	über	die	
schlechten	 Arbeitsbedingungen	 bei	 der	
hessischen	Polizei	hinwegtäuschen	dürfe.	
„Wir	begrüßen,	dass	sich	die	Aufklärungs-
qoute	positiv	entwickelt	hat.	Unsere	hes-
sische	Polizei	sorgt	dafür,	dass	wir	alle	in	
relativ	 großer	 Sicherheit	 leben	 können.	
Und	 dafür	 danke	 ich	 allen	 Polizeibeam-
tinnen	 und	 Polizeibeamten	 im	 Land,	 die	
mit	großem	Einsatz	einen	ausgezeichne-
ten	Job	machen	–	obwohl	ihre	Arbeitsbe-
dingungen	 teilweise	 längst	 nicht	 mehr	
zumutbar	sind.	Die	Ignoranz	der	Landes-
regierung	 gegenüber	 dem,	 was	 die	 Poli-
zei	braucht	und	verdient,	gleichen	unsere	
Beamtinnen	 und	 Beamten	 mit	 persön-
lichem	 Engagement	 aus“,	 sagte	 Faeser.	
Ein	Lob	des	Innenministers	für	eine	gute	
Statistik	ersetze	jedoch	keine	echte	Wert-
schätzung.	In	einer	Regierungserklärung	
zur	Kriminalitätsstatistik	kein	Wort	über	
die	 Rahmenbedingungen	 der	 Polizeiar-

gRoSSER dANk AN diE HESSiScHE poliZEi 
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Nancy Faeser übte scharfe Kritik an der Landesregierung wegen der schlechten Arbeits-
bedingungen bei der hessischen Polizei. 

sagte	Faeser	an	Innenminister	Beuth	und	
Ministerpräsident	 Bouffier	 gerichtet.	
Ausdruck	 der	 stetig	 wachsenden	 Belas-
tung	 der	 Polizistinnen	 und	 Polizisten	 in	
Hessen	seien	aktuell	2,6	Millionen	Über-
stunden	und	ein	absurd	hoher	Kranken-
stand,	 so	 die	 SPD-Innenexpertin.	 Beun-
ruhigend	sei	auch	der	starke	Anstieg	bei	
den	Straftaten	gegen	Polizeibedienstete.	
Der	 zunehmenden	 Respektlosigkeit	 und	
Gewalt	 gegen	 Polizistinnen	 und	 Polizis-
ten	 müsse	 entschieden	 und	 wirksam	
entgegengetreten	 werden,	 so	 Nancy			
Faeser.		n

Eine	 aktuelle	 Studie	 der	 Bertels-
mann-Stiftung	 zur	 Chancenge-
rechtigkeit	 im	 deutschen	 Bil-

dungssystem	 attestiere	 der	 hessischen	
Landesregierung	 nach	 den	 Worten	 des	
bildungspolitischen	 Sprechers	 der	 SPD-
Landtagsfraktion,	 Christoph	 Degen,	
dringenden	 Handlungsbedarf	 in	 ver-
schiedenen	 Bereichen.	 	 „Hessen	 schnei-
det	auch	in	der	aktuellen	Bildungsstudie	

HESSEN uNTER „fERNER liEfEN“
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Mit	 Nachdruck	 unterstützt	 die	
SPD-Landtagsfraktion	 die	 Vor-	
schläge	 des	 SPD-Kanzlerkan-

didaten,	 Martin	 Schulz,	 zum	 Arbeitslo-
sengeld,	 zu	 befristeter	 Beschäftigung	

ScHulZ 
HAT REcHT

wolfgang decker, Mdl

und	 zur	 Rente.	
Dazu	 sagte	 der	 ar-
beitsmarktpoliti-
sche	 Sprecher	 der	
Fraktion,	 Wolfgang	
Decker:	 „Der	 Res-
pekt	 vor	 den	 Men-
schen	 und	 ihrer	
Arbeitsleistung	 ge-
bietet	es,	sie	zu	un-
terstützen,	 wenn	
sie	nach	langen	Jahren	Arbeit	 ihren	Job	
verlieren.	 Wer	 viele	 Jahre	 gearbeitet	
und	seine	Beiträge	gezahlt	hat,	braucht	
mehr	 Unterstützung	 statt	 Angst	 um	
seine	 Existenz.	 Deshalb	 ist	 richtig,	 die	
Zahlung	 des	 Arbeitslosengeldes	 I	 zu	
verlängern	 und	 Qualifizierungsange-
bote	 auszuweiten.“	 Zudem	 müsse	 die	
sachgrundlose	 Befristung	 von	 Arbeits-
verhältnissen	 drastisch	 reduziert	 und	
ein	 stabiles	 Rentenniveau	 geschaffen	
werden.	n

Rechenkompetenz	 von	 Grundschülern	
und	 auch	 nur	 geringe	 Fortschritte	 im	
Bereich	 der	 Ganztagsschulentwicklung.	
Hier	liegt	Hessen	weiter	unter	dem	Mit-
telwert	 aller	 Bundesländer.	 In	 Hessen	
steigt	 die	 Zahl	 der	 Schülerinnen	 und	
Schüler,	die	eine	Förderschule	besuchen,	
kontinuierlich	 an,	 während	 sie	 in	 ande-
ren	 Bundesländern	 sinkt	 und	 die	 inklu-
sive,	gemeinsame	Beschulung	zunimmt.	

christoph degen, Mdl
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Eine	 extrem	 niedrige	 In-
klusionsquote	 von	 1,3	 Pro-
zent	 sollte	 Anlass	 genug		
sein,	 schulische	 Inklusion	
zu	 forcieren“,	 forderte	
der	 SPD-Bildungsexperte.		
Die	 Ergebnisse	 der	 Studie	
hingegen	 vonseiten	 des	
hessischen	 Kultusministe-
riums	 mit	 dem	 Argument	
zu	 entkräften,	 dass	 die	
hessischen	 Zahlen	 nicht	
mit	 denen	 anderer	 Bun-
desländer	 vergleichbar	
seien	und	die	Studie	daher	
zu	 falschen	 Ergebnissen	
führe,	entbehre	jeder	Logik	
und	sei	fadenscheinig.		n

‚Chancenspiegel‘	 wieder	
schlecht	 ab.	 Die	 Studie	
belegt	 erneut,	 dass	 die	
schwarz-grüne	 Landesre-
gierung	 bei	 Integration,	
Inklusion	 und	 Ganztags-
schulausbau	 viel	 zu	 we-
nig	 unternimmt	 oder	 die	
falschen	 Weichen	 gestellt	
wurden,	 um	 sich	 im	 Län-
dervergleich	 zu	 verbes-
sern.	Es	gibt	beispielsweise	
dringenden	Handlungsbe-
darf	bei	der	gemeinsamen	
Beschulung	 von	 behin-
derten	 und	 nicht	 behin-
derten	 Kindern,	 massive	
Defizite	 bei	 der	 Lese-	 und	



vollSTäNdigE 
glEicH-
bEREcHTiguNg 
gEfoRdERT
Die Gleichberechti-
gung von Männern 
und Frauen war auch 
Thema im Hessischen 
Landtag. In der Debat-
te wies  die frauen-
politische Sprecherin 
der SPD-Fraktion, 
Lisa Gnadl, auf die 
weiterhin bestehen-
den Unterschiede im 
Arbeitsleben hin und 
forderte Anstrengun-
gen für eine wirkliche 
Gleichberechtigung. 
Man müsse feststel-
len, dass die seit 1949 
verfassungsrechtlich 
garantierte Gleich-
berechtigung von 
Frauen und Männern 
noch immer nicht 
gesellschaftliche 
Realität sei. Mit 
der Einführung des 
Mindestlohns und 
der Frauenquote in 
Aufsichtsräten seien 
unter Federführung 
der SPD im Bund in 
den letzten Jahren 
wichtige Verbesserun-
gen erzielt worden, 
weitere müssten 
jedoch folgen. Gnadl  
forderte stärkere 
Bemühungen durch 
das Land, etwa durch 
mehr Ganztagsschu-
len, die Aufwertung 
sozialer Berufe und 
mehr Frauen in Füh-
rungspositionen. n
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Auch	dieses	Jahr	konnte	die	 	SPD-
Landtagsfraktion	 wieder	 zahlrei-
che	Gäste	auf	der	Veranstaltung	

im	Vorfeld	des	Internationalen	Frauentags	
begrüßen.	Als	Hauptrednerin	des	Abends	
war	 Bundesfamilienministerin	 Schwesig	
zu	Gast	 im	Hessischen	Landtag.	Sie	hielt	
ein	leidenschaftliches	Plädoyer	unter	dem	
Motto		„Gleiche	Chancen	–	gleiches	Geld:	
Das	 verdient	 die	 Frau!“	 für	 das	 Überwin-
den	 der	 Lohnlücke	 zwischen	 Männern	
und	Frauen.		n

plädoyER füR glEicHE cHANcEN uNd 
ENTloHNuNg
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Manuela Schwesig nahm sich für die vielen Fotowünsche ausreichend Zeit.

Bundesfamilienministerin Manuela Schwe-
sig und der SPD-Fraktions- und Landesvor-
sitzende, Thorsten Schäfer-Gümbel, hatten 
während der Veranstaltung sichtlich Spaß. Zeit für Gespräche nach dem offiziellen Teil der Veranstaltung. 

 fAMiliEN uNd koMMuNEN ENTlASTEN!
Merz.	In	den	letzten	beiden	Jahren	hätten	
45	 Prozent	 der	 Kommunen	 die	 Beiträge	
erhöht,	 landesweit	 lägen	 sie	 im	 Krippen-
bereich	 zwischen	 75	 und	 700	 Euro,	 beim	
Kindergarten	 zwischen	 45	 und	 300	 Euro	
und	beim	Hort	zwischen	60	und	295	Euro.	
Ähnlich	verhalte	es	sich	auch	mit	den	An-
geboten	 des	 viel	 gepriesenen	 Pakts	 für	
den	Nachmittag.		„Die	steigenden	Defizite	

Gebührenfreie	 Bildung	 von	 Anfang	
an	 ist	 ein	 Kernthema	 der	 SPD-
Landtagsfraktion.	 Der	 sozial-	 und	

familienpolitische	Sprecher,	Gerhard	Merz,	
hat	 im	 Hessischen	 Landtag	 auf	 den	 Zu-
sammenhang	 von	 zunehmenden	 Kosten	
für	 die	 Kinderbetreuung	 und	 deswegen	
landauf,	landab	steigenden	Kindergarten-
beiträgen	 hingewiesen:	 „Die	 Kosten	 für	
Kinderbetreuung	 lagen	 2015	 landesweit	
bei	 2,14	 Milliarden	 Euro.	 Sie	 haben	 sich	
in	den	vergangenen	Jahren	aufgrund	ge-
stiegener	 quantitativer	 und	 qualitativer	
Anforderungen	 mehr	 als	 verdoppelt,	 die	
Tendenz	 ist	 weiter	 deutlich	 steigend.“	
Dagegen	 liege	 die	 Förderung	 des	 Landes	
nach	 dem	 Evaluationsbericht	 des	 Kin-
derförderungsgesetzes	 (KiföG)	 demge-
genüber	bei	 lediglich	339	Millionen	Euro,	
der	 Anteil	 des	 Landes	 stagniere	 real	 bei	
unter	20	Prozent.	„Das	bedeutet,	dass	die	
strukturellen	Defizite	der	Kommunen	dra-
matisch	steigen.	Insbesondere	die	finanz-
schwächeren	 Kommunen	 geben	 diesen	
steigenden	 Kostendruck	 via	 steigender	
Kitabeiträge	 an	 die	 Eltern	 weiter“,	 so	

sind	den	Kommunen	ebenso	wenig	zuzu-
muten	 wie	 den	 Eltern	 steigende	 Gebüh-
ren.	Es	ist	auch	nicht	länger	vermittelbar,	
dass	 in	 Hessen	 extrem	 unterschiedliche	
Beitragshöhen	 von	 null	 bis	 700	 Euro	 ne-
beneinander	 bestehen	 und	 dass	 Schul-	
und	 Hochschulbesuch	 kostenlos,	 aus-
gerechnet	 der	 Kitabesuch	 aber	 mit	 zum	
Teil	 exorbitanten	 Kosten	 verbunden	 ist.	
Beides	sind	zentrale	Fragen	der	Bildungs-
gerechtigkeit“,	 sagte	 der	 sozial-	 und	 fa-
milienpolitische	 Sprecher.	 Merz	 kündigte	
erneut	 einen	 umfassenden	 Gesetzesent-
wurf	der	SPD-Fraktion	zur	Reform	der	Ki-
tafinanzierung	an.	„Dabei	werden	wir	die	
Ergebnisse	des		KiföG-Evaluationsberichts	
ebenso	 einbeziehen	 wie	 die	 gute	 politi-
sche	 Praxis	 in	 anderen	 Bundesländern“,	
sagte	er.	Merz	wies	in	diesem	Zusammen-
hang	auf	die	Situation	in	Rheinland-Pfalz	
mit	 seiner	 Gebührenfreiheit	 ebenso	 hin	
wie	 auf	 Baden-Württemberg,	 wo	 eine	
grün-rote	 Landesregierung	 vor	 einigen	
Jahren	 den	 Landesanteil	 an	 den	 Kitakos-
ten	per	Gesetz	auf	68	Prozent	festgelegt	
habe.	n

Gerhard Merz fordert eine Entlastung für  
Eltern und Kommunen.
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TAubbliNdE 
bESSER 
uNTERSTüTZEN 
Taubblinde Men-
schen sollen besser 
unterstützt werden. 
Die SPD hat einen 
entsprechenden 
Gesetzesentwurf 
zur Änderung des 
Landesblindenge-
setzes vorgestellt. 
Der behindertenpo-
litische Sprecher der 
Landtagsfraktion, 
Ernst-Ewald Roth, 
sagte dazu: „Taub-
blindheit ist eine 
Behinderung, die 
mehr ist als die Sum-
me von Blindheit 
und Taubheit. Durch 
die Behinderung 
beider Sinnesorgane 
sind die betroffenen 
Menschen in ihrem 
Alltag deutlich stär-
ker eingeschränkt, 
als dies für Blinde 
oder Hörbehinderte 
gilt. Deshalb soll das 
Landesblindengeld 
für die Betroffenen 
verdoppelt wer-
den und damit ein 
Nachteilsausgleich 
aufgrund der Mehr-
fachbehinderung 
erfolgen.“ In Hessen 
gebe es zurzeit nach 
Auskunft der Lan-
desregierung etwa 
30 Personen, die von 
der verbesserten 
Regelung profitieren 
würden.  n

              Ernst-Ewald Roth, Mdl
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ZwiScHENbilANZ ZuM 
NSu-uNTERSucHuNgSAuSScHuSS 

Aufklärungsarbeit	 der	 Untersuchungs-
ausschüsse	 hat	 bereits	 gezeigt,	 dass	 der	
NSU	 auf	 ein	 breites	 Unterstützerumfeld	
zurückgreifen	 konnte.	 Dies	 könnte	 eine	
wichtige	Spur	für	die	Frage	der	Opferaus-
wahl	 durch	 den	 NSU	 sein,	 die	 bis	 heute	
ungeklärt	 ist.	 Zweifel,	 ob	 dieses	 Unter-
stützerumfeld	 nach	 der	 Entdeckung	 des	
NSU	 im	 Jahr	 2011	 in	 Hessen	 umfassend	
aufgeklärt	wurde,	bestehen	bis	heute.
uu	 	Der	Mord	 in	Kassel	an	Halit	Yozgat			
in	dessen	Internetcafé	ist	vor	allem	wegen	
des	fragwürdigen	Aufenthalts	des	Verfas-
sungsschutzmitarbeiters	Andreas	Temme	
zur	Tatzeit	am	Tatort	von	besonderer	Be-
deutung	für	die	Aufklärung	der	NSU-Mor-
de.	Dabei	ist	es	die	Pflicht	des	hessischen	
Untersuchungsausschusses,	zu	klären,	ob	
der	 hessische	 Beamte	 des	 Verfassungs-
schutzes		rein	privat	und	zufällig	dort	war	
oder	ob	es	dafür	dienstliche	Gründe	gab.	
Aus	 Sicht	 der	 SPD	 ist	 nicht	 nachvollzieh-
bar,	 warum	 trotz	 der	 zahlreichen	 dienst-
lichen	Verstöße	Temmes	 und	 des	 laufen-
den	 Mordermittlungsverfahrens	 gegen	
ihn	 kein	 konsequentes	 Disziplinarverfah-
ren	durchgeführt	wurde.		
uu	 Der	 damalige	 Innenminister	 und	
heutige	 Ministerpräsident,	 Volker	 Bouf-
fier,	 verweigerte	 die	 Erteilung	 der	 Aus-
sagegenehmigung	 für	 alle	 von	 Andreas	
Temme	 geführten	V-Personen.	 Hierdurch	
konnten	diese	nicht	als	Zeugen	im	Mord-

D ie	 SPD-Landtagsfraktion	 setzt	
sich	 bereits	 seit	 vielen	 Jahren	
für	 die	 zügige	 und	 gründliche	

Aufklärung	 der	 Umstände	 rund	 um	 den	
schrecklichen	Mord	des	sogenannten	Na-
tionalsozialistischen	 Untergrunds	 (NSU)	
an	Halit	Yozgat	 in	Kassel	ein.	Am	06.	Ap-
ril	 2006	 wurde	 der	 deutsch-türkische	 In-
ternetcafébetreiber	 Halit	Yozgat	 im	 Alter	
von	21	 Jahren	als	neuntes	Mordopfer	der	
NSU-Mordserie	 in	 seinem	 Internetcafé	
in	 der	 Holländischen	 Straße	 in	 Kassel	 er-
schossen.
	 Der	 NSU-Untersuchungsausschuss	
hat	den	Auftrag,	die	Arbeit	der	Behörden	
im	 Zusammenhang	 mit	 der	 Aufklärung	
des	 Mordes	 und	 der	 NSU-Mordserie	 	 zu	
untersuchen,	 Fehler	 aufzuklären	 und	
Handlungsempfehlungen	für	die	Zukunft	
auszusprechen.	 Es	 besteht	 die	 Möglich-
keit,	 dass	 der	 Untersuchungsausschuss	
noch	in	diesem	Jahr	die	Beweisaufnahme	
schließen	kann.	Dies	setzt	jedoch	die	voll-
umfängliche	Lieferung	aller	Akten	voraus.	
Die	 bisherige	 Ausschussarbeit	 erbrachte	
jedoch	trotz	der	Widrigkeiten	bereits	vie-
le	Erkenntnisse,	lässt	aber	weiterhin	auch	
viele	Fragen	offen.
uu	Eine	wichtige	Erkenntnis	liegt	darin,	
dass	die	rechtsradikale	Szene	in	ihrer	Ge-
waltbereitschaft	 und	 Vernetzung	 unter-
schätzt	 und	 politisch	 nicht	 hinreichend	
wahrgenommen	wurde.	Die	bundesweite	

ermittlungsverfahren	 vernommen	 wer-
den	und	das	Ermittlungsverfahren	wurde	
über	mehrere	Monate	hinweg	behindert.	
Letztlich	konnte	jedoch	immer	noch	nicht	
geklärt	 werden,	 warum	 der	 damalige	 In-
nenminister		den	Schutz	der	Quellen	über	
die	Aufklärung	der	Mordserie	stellte.	
uu	 Trotz	 des	 beispiellosen	 Vorgangs,	
dass	ein	Verfassungsschützer	des	Landes	
Hessen	Tatverdächtiger	 in	einer	deutsch-
landweiten	 Mordserie	 ist,	 wurde	 der	
Hessische	 Landtag	 nicht	 umgehend	 un-
terrichtet.	Die	Parlamentarische	Kontroll-
kommission	des	Landtags	oder	der	Innen-
ausschuss	 hätten	 umgehend	 informiert	
werden	 müssen.	 Dies	 wurde	 jedoch	 erst	
drei	 Monate	 nach	 der	 Tat	 im	 Juli	 2006,	
nachdem	 die	 Öffentlichkeit	 aus	 der	 Bild-
Zeitung	 von	 dem	 Tatverdacht	 erfahren	
hatte,	veranlasst.
uu	 Der	 Ausschuss	 wird	 sich	 in	 den	
nächsten	 Monaten	 noch	 intensiver	 mit	
der	 Problematik	 beschäftigen,	 wie	 hes-
sische	 Behörden	 mit	 den	 Opferfamilien	
umgegangen	 sind.	 Der	 hessische	Verfas-
sungsschutz	hatte	behauptet,	Mitglieder	
einer	 Kasseler	 Moscheegemeinde,	 die	
vom	 Vater	 des	 Opfers,	 Ismail	 Yozgat,	 be-
sucht	 werde,	 planten	 Blutrache	 an	 dem	
Verfassungsschützer.	 Die	 Polizei	 führte	
daraufhin	 mehrere	 Ermittlungsmaßnah-
men	 durch,	 konnte	 die	 Behauptung	 je-
doch	nicht	verifizieren.			n

Eine	 grundsätzliche	 und	 auf	 Dauer	
angelegte	 Integrationsstrategie	
hat	 der	 zuständige	 Sprecher	 der	

SPD-Landtagsfraktion,	 Corrado	 Di	 Be-
nedetto,	 gefordert.	 	 „Wer	 in	 Sachen	 Mi-

iNTEgRATioN 
lANgfRiSTig dENkEN

corrado di benedetto, Mdl

Fo
to

: s
Pd

-l
an

dt
ag

sF
ra

kt
io

n

gration	 und	 Integ-
ration	 mittel-	 und	
langfristig	 positive	
Veränderungen	 für	
die	 Gesamtgesell-
schaft	 erwirken	
will,	 der	 muss	 ein	
für	 alle	 Mal	 weg	
von	 der	 schwarz-
grünen	 Praxis	 der	
Aneinanderreihung	
einzelner	 Projekte“,	 sagte	 Di	 Benedet-
to.	Es	mache	keinen	Sinn,	 immer	wieder	
neue	 Projekte	 aus	 dem	 Hut	 zu	 zaubern,	
die	am	Ende	nicht	nachhaltig	seien.	„Wir	
müssen	uns	den	 integrationspolitischen	
Herausforderungen	 der	 kommenden	
Jahre	 ernsthaft	 stellen“,	 so	 der	 SPD-							
Politiker.			n
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Der	 feuerwehrpolitische	 Sprecher	

der	 SPD-Landtagsfraktion,	 Die-
ter	 Franz,	 hat	 die	 nun	 gefunde-

ne				Regelung	für	die	sogenannten	Heck-
warnsysteme	für	hessische	Feuerwehren	

SicHERHEiT füR 
fEuERwEHREN

dieter franz, Mdl

begrüßt,	 jedoch	
die	 zeitliche	 Verzö-
gerung	 kritisiert.	
„Alle	 staatlichen	
Maßnahmen	 für	
die	 hessischen	
Feuerwehren	 müs-
sen	 sich	 daran	
orientieren,	 ob	 sie	
der	 zusätzlichen	
Sicherheit	 der	 Ein-
satzkräfte	 in	 Einsatzsituationen	 dienen.	
Insesondere	 im	 Verkehrsministerium	
scheint	 es	 eine	 mangelnde	 Akzeptanz		
für	 die	 Anliegen	 der	 Feuerwehren	 zu				
geben,	 wie	 bei	 den	 Initiativen	 für	 die	
Rettungsgasse	 und	 die	 Sondersignale	
für	Privatfahrzeuge	offenkundig	wurde“,			
kritisierte	Franz.		n

Die	 Gründung	 des	 „Forschungs-
campus	 Mittelhessen“	 hat	 die	
SPD-Hochschulpolitikerin	 Han-

dan	Özgüven	als	gutes	Hochschulprojekt	
bezeichnet,	 das	 allerdings	 „Haken	 und	

foRScHuNgSpRojEkT 
MiT HAkEN

Handan Özüven, Mdl
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Ösen“	 habe.	 „Mit	
dem	 Forschungs-
campus	 haben	 die	
drei	 mittelhessi-
schen	Hochschulen	
einen	bedeutenden	
Grundstein	 gelegt,	
um	 die	 Forschung	
in	 Mittelhessen	
endlich	 voranzu-
bringen.	Die	Mittel,	
die	für	den	Forschungscampus	zur	Verfü-
gung	 stehen,	 ermöglichen	 aber	 lediglich	
eine	 Anschubfinanzierung	 für	 gemein-
same	Verbundforschungsinitiativen.“	 Als	
grundlegendes	Problem	nannte	Özgüven	
die	auf	Wettbewerb	ausgerichtete	Finan-
zierungsstruktur	 der	 Hochschulen,	 die	
sich	ändern	müsse.		n
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Spd-fRAkTioN 
TRAuERT uM 
kARl ScHNAbEl 
Die SPD-Fraktion 
trauert um den lang-
jährigen Marburger 
Landtagsabgeordne-
ten Karl Schnabel, 
der im Alter von 78 
Jahren verstorben ist. 
Der gelernte Klemp-
ner und Installateur 
gehörte von 1974 bis 
1995 dem Hessischen 
Landtag an. „Karl 
Schnabel stand für 
eine engagierte Um-
weltpolitik. Als tief in 
der Kommunalpolitik 
verwurzelter Sozial-
demokrat setzte er 
sich leidenschaftlich 
für die Stärkung der 
kommunalen Selbst-
verwaltung ein. Auch 
sein internationales 
Engagement, vor 
allem im Hinblick auf 
das ehemalige Jugo-
slawien, bleibt unver-
gessen. Wir verlieren 
mit Karl Schnabel 
einen verlässlichen, 
gradlinigen und lie-
benswerten Genos-
sen, der auch über 
die Fraktionsgrenzen 
hinweg große Aner-
kennung genossen 
hat. Unser Mitgefühl 
gilt seiner Familie“, 
sagte der Fraktions-
vorsitzende, Thorsten 
Schäfer-Gümbel.  n

karl Schnabel
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pERSoNAlpoliTik NAcH guTSHERRENART 
gESToppT

dAS ScHlEcHTREdEN MuSS EiN ENdE HAbEN!

Angesichts	 der	 wiederholten	 For-
derungen	 von	 Linken	 und	 Grü-
nen	nach	einer	Herabstufung	des	

Airports	 Kassel-Calden	 zum	 Verkehrslan-
deplatz	 forderte	 die	 SPD-Landtagsabge-
ordnete	 Brigitte	 Hofmeyer	 ein	 Ende	 der	
Debatte	 und	 ist	 den	 Forderungen	 ener-
gisch	 entgegengetreten.	 Hofmeyer	 sagte	
dazu:	„Diese	mit	nichts	zu	rechtfertigenden	
Parolen	 schaden	 den	 Entwicklungsmög-
lichkeiten	 des	 nordhessischen	 Flughafens	
und	 des	 Gewerbegebiets	 in	 Calden.	 Das	
gezielte	Schlechtreden	durch	interessierte	
Kreise	ist	genauso	kontraproduktiv	wie	der	
von	CDU	und	Grünen	im	Koalitionsvertrag	
aufgebaute	Zeit-	und	Kostendruck.	Beides	
schränkt	 die	 Entwicklungspotenziale,	 ins-
besondere	in	der	Startphase,	ein.“	
	 Aktuell	 rund	 800	 Arbeitsplätze	 in	 20	
Unternehmen	 sowie	 circa	 2.200	 indirekte	
Arbeitsplätze	 und	 eine	 Bruttowertschöp-
fung	 von	 45	 Millionen	 Euro	 belegten	 den	
volkswirtschaftlichen	Nutzen.	Dabei	unbe-
rücksichtigt	sei	nach	Angabe	von	Hofmey-
er	der	mit	Schauinsland	und	SundAir	neu	
gestartete	 Flugplan,	 der	 bereits	 auf	 viel	

die	 Tarifergebnisse	 der	 Angestellten	 voll-
ständig	auf	die	Beamtinnen	und	Beamten	
übertragen	 werden	 sollen.	 „Der	 Unmut	
und	die	Brandbriefe	der	Beschäftigten,	der	
Druck	der	Gewerkschaften	und	der	Opposi-
tion	haben	endlich	zu	einem	Einlenken	bei	
Schwarz-Grün	 geführt.	 Das	 ändert	 nichts	
daran,	dass	die	Beamtinnen	und	Beamten	
in	 den	 letzten	 Jahren	 von	 der	 Lohn-	 und	
Gehaltsentwicklung	 abgehängt	 wurden.	
Ich	 habe	 aber	 keinen	 Zweifel	 daran,	 dass	
Schwarz-Grün	weiter	Personalpolitik	nach	
Gutsherrenart	 machen	 würde	 und	 auch	
wieder	machen	wird,	wenn	nicht	eine	Bun-
destags-	 und	 Landtagswahl	 bevorsteht.	
Im	 Ergebnis	 sind	 wir	 froh,	 dass	 wir	 uns	

Zustimmung	stoße	und	gut	angenommen	
werde.	 Die	 ständige	 Debatte	 über	 eine	
Rückstufung	 zum	 Verkehrslandeplatz	 sei	
eine	abstruse	Forderung	mit	ausschließlich	
negativen	Auswirkungen.	Die	SPD-Politike-
rin	 fordert	 bessere	 Rahmenbedingungen	
für	 Flughafen	 und	 Gewerbeansiedlung.	

mit	 unserer	 Forderung	 zur	 Übertragung	
des	Tarifergebnisses	durchsetzen	konnten.	
Die	Sonderbehandlung	für	hessische	Mit-
arbeiterinnen	 und	 Mitarbeiter	 ist	 nicht	
begründbar.	Was	 früher	 üblich	 war,	 näm-
lich	Tariflöhne	und	Beamtenbesoldung	im	
gleichen	 Maß	 anzuheben,	 hat	 in	 Hessen	
seit	Jahren	nicht	mehr	stattgefunden.	Die	
CDU	und	ihr	kleiner,	grüner	Koalitionspart-
ner	 haben	 unsere	 Beamten	 zielgerichtet	
von	der	allgemeinen	Einkommensentwick-
lung	 im	 Land	 abgehängt.	 Zwischen	 den	
Anhebungen	der	Tariflöhne	und	denen	der							
Beamtenbesoldung	 liegen	 inzwischen	
5,5	 Prozentpunkte“,	 so	 der	 Parlamenta-
rische	Geschäftsführer.			n

„Wenn	diese	Landesregierung	ernsthaft	an	
einer	 positiven	 Entwicklung	 des	 Airports	
Kassel	interessiert	ist	und	die	Infrastruktur	
in	Nordhessen	stärken	will,	dann	sollte	sie	
endlich	die	Diskussion	um	eine	Herabstu-
fung	 beenden	 und	 Flagge	 zeigen“,	 sagte	
Hofmeyer.		n

Der Protest der Beamtinnen und Beamten hat Wirkung gezeigt.

Das Abfertigungsgebäude am Kassel Airport.
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Die	 jüngst	 erzielte	 Tarifeinigung	
der	 Landesregierung	 mit	 den	 Ge-
werkschaften	 war	 für	 den	 Parla-

mentarischen	 Geschäftsführer	 der	 SPD-
Landtagsfraktion,	 Günter	 Rudolph,	 Anlass	

günter Rudolph, Mdl

dafür,	 nochmals	 die	
Rückkehr	 Hessens	
in	 die	 Tarifgemein-
schaft	 deutscher	
Länder	 (TdL)	 zu	 for-
dern.	 „Im	 Ergebnis	
unterscheidet	 sich	
der	 Abschluss	 für	
Hessen	 nur	 mini-
mal	 von	 dem,	 was	
die	TdL	für	den	Rest	
Deutschlands	 vereinbart	 hat.	 Die	 Erfolgs-
rhetorik	 des	 Innenministers	 kann	 nicht	
überdecken,	 dass	 der	 Aufwand	 für	 die	
gesonderten	 hessischen	 Tarifverhandlun-
gen	 in	 keinem	 sinnvollen	 Verhältnis	 zum	
Ergebnis	 steht.	 Die	 Tarifeinigung	 bringt	
weder	 den	 Beschäftigten	 noch	 dem	 Land	
irgendeine	 substanzielle	 Verbesserung	
gegenüber	 dem	 TdL-Abschluss.	 Das	 Ta-
rifbündnis	 der	 Länder	 zu	 verlassen	 war	
ein	 großer	 Fehler,	 geschuldet	 der	 Selbst-
überschätzung	 und	 Überheblichkeit	 einer	
CDU-geführten	 Landesregierung.	 Die	 SPD	
wird	auch	diesen	Fehler	nach	der	nächsten	
Landtagswahl	korrigieren“,	sagte	Rudolph.	
Darüber	hinaus	zeigte	er	sich	erfreut,	dass	



 

 TouRiSMuS 
 Auf dEM lANd 
fÖRdERN

 Im Zuge der Vorstellung 
der Tourismusbilanz 
2016 für Hessen hat der 
zuständige Sprecher 
der SPD-Landtagsfrak-
tion, Tobias Eckert, eine 
schlüssige Gesamtstra-
tegie gefordert. „Auch 
die SPD freut sich, dass 
die Übernachtungszah-
len im  Rhein-Main-
Gebiet gestiegen sind. 
Allerdings hat Minister 
Al-Wazir beim Blick auf 
seine Tourismuszahlen 
noch immer einen blin-
den Fleck: den ländli-
chen Raum“, so Eckert. 
Für die Akteure, die sich 
für den Tourismus in 
den ländlichen Regionen 
Hessens engagierten, 
könne dies nur bedeu-
ten, dass sie auch in 
Zukunft nicht mit einer 
aktiven Unterstützung 
durch die schwarz-
grüne Landesregierung 
rechnen könnten. Die 
komplette Finanzie-
rungsfrage allein der 
kommunalen Ebene 
aufzubürden zeige, dass 
sich der Minister wieder 
einmal mit fremden 
Federn schmücke.  n
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opEl HAT ZukuNfT

                    Tobias Eckert, Mdl
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Die	Finanzpolitik	des	Landes	stand	
wieder	 einmal	 im	 Mittelpunkt	
der	 Beratungen	 im	 Hessischen	

Landtag.	 In	der	Debatte	wiederholte	der	
haushaltspolitische	 Sprecher	 der	 SPD-
Fraktion,	Norbert	Schmitt,	die	Forderung	
seiner	 Partei	 nach	 einem	 Nachtrags-
haushalt.	Auf	diese	Weise	ließen	sich	die	
dringend	 erforderlichen	 Investitionen	 in	
Straßen,	 Schulen,	 die	 Breitbandversor-
gung	 und	 den	 Wohnungsbau	 sofort	 in	
die	 Tat	 umsetzen.	 Außerdem	 biete	 der	
Nachtragshaushalt	 die	 Möglichkeit,	 die	
Eltern	 in	 Hessen	 bei	 den	 Kitagebühren	
zu	 entlasten.	 Dies	 sei	 angesichts	 der	
hervorragenden	 Finanzlage	 des	 Landes	
möglich,	 ohne	 die	 Vorgaben	 der	 Schul-
denbremse	 zu	 verfehlen,	 sagte	 Norbert	
Schmitt.	 „Die	 Landesregierung	 feiert	
sich	 selbst	 für	 einen	 angeblich	 histori-
schen	Erfolg,	nämlich	einen	ordentlichen	
Haushaltsüberschuss	im	Jahr	2016.	Auch	
die	SPD	findet	das	Ergebnis	des	Landes-
haushalts	 2016	 erfreulich	 –	 aber	 es	 hat	
überhaupt	 nichts	 mit	 der	 Arbeit	 dieser	
schwarz-grünen	Landesregierung	zu	tun.	
Der	 Haushaltsüberschuss	 ist	 das	 Resul-

ScHwARZ-gRüN buNkERT HAuSHAlTSMiTTEl 
füR wAHlgEScHENkE

bunkere	die	schwarz-grüne	Landesregie-
rung	 lieber	 379	 Millionen	 Euro	 in	 einer	
nicht	 zweckgebundenen	 Rücklage,	 kriti-
sierte	 Schmitt.	„Ende	 dieses	 Jahres	 wer-
den	 sich	 die	 allgemeinen	 Rücklagen	 des	
Landes	auf	fast	eine	Milliarde	Euro	sum-
mieren.	 Und	 es	 ist	 offensichtlich,	 dass	
diese	Mittel	für	Renommierprojekte	und	
Wahlgeschenke	im	nächsten	Jahr,	also	im	
Jahr	 der	 Landtagswahl,	 reserviert	 sind“,	
so	Norbert	Schmitt.		n

tat	 von	 Steuermehreinnahmen	 in	 Höhe	
von	über	1,6	Milliarden	Euro.	Es	gibt	also	
keinen	 Grund,	 die	 Sparanstrengungen	
der	Landesregierung	oder	ihre	finanzpo-
litische	 Strategie	 zu	 loben.	 Verantwort-
lich	für	das	gute	Ergebnis	sind	einzig	und	
allein		die	gute	Konjunktur	und	die	guten	
Arbeitsmarktzahlen	in	Deutschland.	Und	
dazu	 hat	 die	 hessische	 Landesregierung	
nun	 wirklich	 nichts	 beigetragen“,	 sagte	
Norbert	 Schmitt.	 Anstatt	 zu	 investieren,	

Aus	der	zunächst	geplanten	und	
in	 Fachkreisen	 und	 der	 Politik	
diskutierten	 Übernahme	 von	

Opel	 beziehungsweise	 Vauxhall	 durch	
den	 französischen	 Automobilkonzern	
PSA	 Peugeot/Citroën	 ist	 nun	 Realität	
geworden.	„Es	ist	gut,	dass	wir	jetzt	ers-
te	 Klarheit	 über	 die	 Rahmenbedingun-
gen	 des	 Verkaufs	 von	 Opel	 an	 die	 PSA	
Group	 haben.	 Die	 SPD	 begrüßt,	 dass	
PSA	 die	 vom	 bisherigen	 Opel-Mutter-
konzern	 General	 Motors	 mit	 den	 Be-

triebsräten	 und	 der	 IG	 Metall	 verein-
barten	 vertraglichen	 Zusicherungen	
für	 den	 Erhalt	 der	 Arbeitsplätze	 und	
der	Standorte	übernimmt.	Die	eigentli-
che	Arbeit	beginnt	jetzt	aber	erst.	Beim	
Zukunftsplan	für	Opel	entscheidet	sich,	
was	 die	 bisherigen	 Verlautbarungen	
wert	 sind“,	 sagte	 der	 Vorsitzende	 der	
SPD-Fraktion	 im	 Hessischen	 Landtag,	
Thorsten	 Schäfer-Gümbel.	 	 Er	 rief	 alle	
Beteiligten	dazu	auf,	den	anstehenden	
Fusionsprozess	so	zu	gestalten,	dass	er	
ein	 neues	 Kapitel	 der	 europäischen	 In-
dustriepolitik	 eröffne.	 Schäfer-Gümbel	
sagte:	„Wenn	die	Rahmenbedingungen	
richtig	 gestaltet	 werden,	 dann	 ist	 der	
Zusammenschluss	 von	 PSA	 und	 Opel	
eine	echte	Chance.	Das	kann	zu	einem	
guten	 Beispiel	 für	 europäische	 Indus-
triekooperationen	werden.	Sicher	ist	je-
denfalls,	dass	man	 in	Rüsselsheim	und	
Paris	mehr	vom	europäischen	Automo-
bilmarkt	und	Mitbestimmung	versteht	
als	in	Detroit.“		n

Setzen sich für die Arbeitsplätze in Rüs-
selsheim ein (v. l. n. r.): der Wiesbadener 
Oberbürgermeister, Sven Gerich, SPD-Frak-
tionschef Thorsten Schäfer-Gümbel und 
SPD-Generalsekretärin Nancy Faeser.

ENdlicH wiEdER iNvESTiEREN
die Spd fordert, mit einem Nachtragshaushalt folgende 
punkte zu finanzieren: 

      100 Millionen Euro für die Entlastung der Eltern bei den 
      kitagebühren  
      50 Millionen Euro für Schulsanierung und Schulbau 
      39 Millionen Euro für die instandhaltung der landesstraßen

      50 Millionen Euro für den Neubau von bezahlbarem wohnraum
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